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Anwesend sind: 
 
Landrat 
Alexander Tritthart  

CSU-Fraktion 
Kreisrat Alexander Schulz (als Vertreter für Kreisrat Waldemar Kleetz) 
Kreisrätin Heidemarie Löb  
Kreisrat Reinhard Nagengast  
Kreisrat Bernhard Schwab  
Kreisrätin Doris Wüstner  

SPD-Fraktion 
Kreisrätin Rosemarie Schmitt  
Kreisrätin Barbara Stark-Irlinger  

FW-Fraktion 
Kreisrat Ludwig Wahl  
Kreisrat Dr. Manfred Welker  
Kreisrätin Irene Häusler (als Vertreterin für Kreisrat Joachim Wersal) 

Fraktion B90/Grüne 
Kreisrätin Astrid Marschall  
Kreisrätin Retta Müller-Schimmel  

FDP-Fraktion 
Kreisrat Michael Dassler  

Gäste/Sachverständige 
Kreisrat Walter Nussel (nicht Mitglied des Ausschusses für soziale Angelegenheiten; 

bis 10:32 Uhr, während TOP II) 
Claudia Wolter (Gleichstellungsbeauftragte) 
Pfarrer Wilfried Lechner-Schmidt (Evangelisch-Lutherische Kirche) 
Dekan Josef Dobeneck (Katholische Kirche) 
Valentin Schaub (VdK - Kreisverband Erlangen-Höchstadt e.V.; 

bis 09:54 Uhr, Ende der öffentlichen Sitzung) 
Fred Schäfer (Diakonisches Werk Bamberg-Forchheim e.V.; 

bis 09:54 Uhr, Ende der öffentlichen Sitzung) 
Heike Ruopp (Jobcenter Erlangen-Höchstadt) 

Verwaltung 
Verwaltungsamtsrat Marcus Schlemmer  
Oberregierungsrätin Anne-Marie Müller  
Verwaltungsamtsrat Dietmar Pimpl  
Beschäftigter Friedrich Schlegel (während TOP I/3) 
Beschäftigte Dorothea Ackermann  
Verwaltungsrat Norbert Ratzke  

Schriftführerin 
Verwaltungsobersekretärin Paulina Lettenmeier  
 
 
Nicht anwesend sind: 
 
SPD-Fraktion 
Kreisrat Konrad Eitel  

Gäste/Sachverständige 
Sabine Hornung (Diakonisches Werk Erlangen e.V.) 
Verena Kubin (Caritasverband für die Stadt Erlangen und den 

Landkreis Erlangen-Höchstadt e.V.) 
Hermann Sandner (Arbeiterwohlfahrt - Kreisverband Erlangen-Höchstadt e.V.) 
Beate Ulonska (Bayerisches Rotes Kreuz - Kreisverband Erlangen-Höchstadt) 
Gisela Niclas (Der PARITÄTische Bayern e.V. - Bezirksverband Mittelfranken) 
Josef Hennemann (Lebenshilfe Erlangen-Höchstadt (West) e.V.) 
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Die Sitzung hat folgende Tagesordnung: 
 
 
I. Öffentliche Sitzung 
 
 1.  Anträge auf Kreiszuschüsse; Diakonisches Werk Erlangen e.V. für die 

Asylsozialberatung. 
  
 2.  Rückforderung von Fördermitteln; Diakonieverein Eckental e.V. 
  
 3.  Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 09.01.2016; 

Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug. 
  
  
II. Nichtöffentliche Sitzung 
 
……… 
 
 
 
Es besteht Beschlussfähigkeit. Die Einladung zur Sitzung erfolgte ordnungsgemäß am 
15.01.2016; die Mehrheit der Mitglieder ist anwesend und stimmberechtigt. 
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I. Öffentliche Sitzung 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung schlägt Landrat Tritthart vor, diese um 
den Punkt 
 
4. „Antrag von Kreisrat Eitel vom 19.01.2016; Bericht über die Entwicklung und die 
Perspektiven der Flüchtlingsbetreuung im Landkreis Erlangen-Höchstadt“ 
 
zu ergänzen. Der Antrag sei gemäß § 17 der Geschäftsordnung für den Kreistag, den 
Kreisausschuss und weitere Ausschüsse verspätet eingegangen, jedoch handle es sich um eine 
dringliche Thematik. 
 
Die Mitglieder des Ausschusses für soziale Angelegenheiten zeigen sich mit der Erweiterung 
einverstanden. 
 
 
 1. Anträge auf Kreiszuschüsse; Diakonisches Werk Erlangen e.V. für die 

Asylsozialberatung: 
  

Den Mitgliedern des Ausschusses für soziale Angelegenheiten ist zu diesem 
Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage zugegangen. 
 
Der Ausschuss für soziale Angelegenheiten fasst folgenden Beschluss: 
 

 Vorbehaltlich der Verfügbarkeit restlicher Haushaltsmittel erhält das Diakonische 
Werk Erlangen e.V. zu den Sachkosten für die Asylsozialberatung im Haushaltsjahr 
2015 einen Sachkostenzuschuss in Höhe von bis zu 500 Euro. Der Zuschuss ist 
von der Verwaltung auf der Haushaltsstelle 0.4701.7001 vor Abschluss des 
Haushaltsjahres 2015 zur Auszahlung zu bringen. 
 
Die Gewährung eines Zuschusses erfolgt ohne Anerkennung einer 
Rechtsverbindlichkeit und erwirkt keinen Rechtsanspruch auf Weitergewährung 
über das Jahr 2015 hinaus. 
 

 Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 14  Nein: 0  Anwesend: 14  
  
  
 2. Rückforderung von Fördermitteln; Diakonieverein Eckental e.V.: 
  

Die Mitglieder des Ausschusses für soziale Angelegenheiten haben zu diesem 
Tagesordnungspunkt eine Sitzungsvorlage erhalten, die als Anlage beigefügt ist. 
 
Landrat Tritthart weist darauf hin, dass den Bescheiden des Landratsamtes aus 
dem Jahr 1999 eine eindeutige Regelung gemäß den damalig geltenden 
Förderrichtlinien zu entnehmen ist. Demnach seien die geförderten Plätze 
mindestens 30 Jahre ab Fertigstellung für die Zwecke der Altenpflege zu nutzen. 
Bei einem Nutzungsende vor Ablauf der Bindungsfrist sei für jedes vollendete 
Kalenderjahr ab dem Förderjahr 1/30 des Zuschusses je nicht mehr genutzten 
Pflegeplatz zurückzuzahlen. Nach Mitteilung des Diakonievereines Eckental e.V. 
stehe das Objekt seit Anfang März 2015 leer und sei zwischenzeitlich an die 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern zur Flüchtlingsunterbringung verkauft 
worden. Dem Grunde nach stelle diese Rückforderung von Fördermitteln eine 
Verwaltungshandlung dar, die aufgrund der Bescheide geregelt sei. Nachdem der 
Diakonieverein Eckental e.V. jedoch gebeten habe, entsprechend dem Vorgehen 
der Regierung von Mittelfranken von einer 25-jährigen Bindungsfrist auszugehen 
und der Landkreis dadurch auf knapp 35.000 € verzichten würde, habe man sich für 
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eine Gremiumsbehandlung entschieden. 
 
Im Rahmen einer kurzen Aussprache beantragt Kreisrätin Marschall, der 
Handhabung der Regierung von Mittelfranken zu folgen und die Bindungsfrist auf 
25 Jahre zu verkürzen. 
 
Dieser Antrag wird mit 2:12 Stimmen abgelehnt. 
 
Der Ausschuss für soziale Angelegenheiten fasst im Weiteren folgenden Beschluss:
 

 Die Rückforderung der Förderzuschüsse erfolgt für beide Bescheide (entsprechend 
dem Berechnungsmodell der Regierung von Mittelfranken, allerdings ausgehend 
von 30 Jahren Bindungsfrist) in folgender Höhe: 
 

- Stationäre Pflegeplätze: 126.544,75 € 
 

- Tagespflegeplätze: 62.582,39 € 
 
Die Verzinsung erfolgt erstmalig ausgehend vom Erlass der Widerrufsbescheide 
und beginnt frühestens vier Wochen nach Bestandskraft eben jenes Bescheides. 
 

 Abstimmung: mehrheitlich beschlossen Ja: 12  Nein: 2  Anwesend: 14  
  
  
 3. Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 09.01.2016; 

Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug: 
  

An die Mitglieder des Ausschusses für soziale Angelegenheiten wurde zu diesem 
Tagesordnungspunkt eine Tischvorlage verteilt, welche von Landrat Tritthart 
nochmals zusammengefasst wird. 
 
Dabei schlägt er vor, im Vorfeld einer Gremiumsentscheidung mit den für die 
Asylsozialberatung im Landkreis zuständigen Wohlfahrtsverbänden und den 
ehrenamtlichen Helferkreisen Gespräche zu führen und ein Konzept für den 
möglichen Einsatz von Freiwilligen im Bereich der Flüchtlingshilfe zu erarbeiten. 
 
Der Ausschuss für soziale Angelegenheiten fasst folgenden Beschluss: 
 

 Die Verwaltung wird beauftragt, in Abstimmung mit den für die Asylsozialberatung 
im Landkreis zuständigen Wohlfahrtsverbänden und den Vertreter/-innen der 
ehrenamtlichen Helferkreise ein Konzept für den Einsatz von Freiwilligen gemäß 
Bundesfreiwilligendienstgesetz im Landkreis zu entwickeln. 
 
Die Verwaltung wird die Angelegenheit in der nächsten Sitzung des Ausschusses 
für soziale Angelegenheiten zur Beschlussfassung über das weitere Vorgehen 
unterbreiten. 
 

 Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 14  Nein: 0  Anwesend: 14  
  
  
 4. Antrag von Kreisrat Eitel vom 19.01.2016; Bericht über die Entwicklung und 

die Perspektiven der Flüchtlingsbetreuung im Landkreis Erlangen-Höchstadt: 
  

Den Mitgliedern des Ausschusses für soziale Angelegenheiten wurde zu diesem 
Tagesordnungspunkt eine Tischvorlage zur Verfügung gestellt, mit der die von 
Kreisrat Eitel gestellten Fragen ausführlich beantwortet wurden. Auf die beiliegende 
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Anlage wird verwiesen. 
 
Landrat Tritthart zeigt sich erstaunt über den Antrag von Kreisrat Eitel sowie den 
entsprechenden Artikel des Fränkischen Tages in der Ausgabe vom 22.01.2016 
und macht deutlich, dass der Ausschuss für soziale Angelegenheiten sowie der 
Kreistag seit Beginn der Flüchtlingsproblematik regelmäßig und mit größtmöglicher 
Transparenz über den Sachstand informiert werden. Die Unterbringung und 
Betreuung stelle für alle Beteiligten eine große Herausforderung dar, es herrsche 
hier seit Monaten eine gewisse Notsituation. Trotz der Belastung arbeite man mit 
Nachdruck und zu jeder Zeit an zufriedenstellenden und menschenwürdigen 
Lösungen. Sollten die Prognosen stimmen, müsse mit noch höheren 
Zugangszahlen und einer Verschärfung der Situation gerechnet werden. 
 
Es schließt sich eine ausführliche Aussprache an, in der sich die Mitglieder des 
Ausschusses für soziale Angelegenheiten gemäß § 37 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung für den Kreistag, den Kreisausschuss und weitere Ausschüsse 
einverstanden zeigen, dass Kreisrat und Landtagsabgeordneten Nussel, der 
diesem Ausschuss nicht als Mitglied angehört, ein Rederecht eingeräumt wird. 
 
Aus der Mitte des Gremiums wird fraktionsübergreifend die gute Arbeit der 
Verwaltung unter den gegebenen Umständen ausdrücklich hervorgehoben. Kreisrat 
Nussel erklärt, derartige Aussagen, wie dem Artikel des Fränkischen Tages zu 
entnehmen, erwecken in der Öffentlichkeit einen falschen Eindruck. Erlangen-
Höchstadt stehe hinsichtlich der Bewältigung der Problematik und der 
entsprechenden verwaltungsmäßigen Abwicklung an der Spitze der bayerischen 
Landkreise. 
 
Landrat Tritthart berichtet, dass bezüglich der Fragen nach der Entwicklung der 
Asylsozialarbeit und dem Stand der Migrationsberatung Vertreter der zuständigen 
Wohlfahrtsverbände zu dieser Sitzung eingeladen wurden. Anwesend sei 
bedauerlicherweise nur Herr Schäfer, Leiter der Sozialen Dienste des Diakonischen 
Werkes Bamberg-Forchheim e.V. Frau Helm von der Arbeiterwohlfahrt - 
Kreisverband Erlangen-Höchstadt e.V. werde man zur nächsten Sitzung nochmals 
einladen. 
 
Im weiteren Verlauf beantwortet Beschäftigte Ackermann auf Nachfragen 
verschiedene Detailfragen. Zudem sagt Landrat Tritthart zu, bei Herrn Wirsching, 
dem Leiter des Staatlichen Beruflichen Schulzentrums Herzogenaurach-Höchstadt, 
anzufragen, ob für die Abhaltung der Deutschunterrichte ein Raum an der 
Berufsschule in Herzogenaurach genutzt werden kann. 
 
Herr Schäfer erläutert abschließend die Asylsozialarbeit an der 
Gemeinschaftsunterkunft Lappacher Weg in Höchstadt a. d. Aisch und der 
dezentralen Unterkunft in Gremsdorf. 
 
Der Ausschuss für soziale Angelegenheiten nimmt die Informationen zur Kenntnis. 

  
  
II. Nichtöffentliche Sitzung 
 
……… 
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Erlangen, 27.01.2016 
 
 
 
Alexander Tritthart   Paulina Lettenmeier 
Landrat   Verwaltungsobersekretärin 



Landkreis Erlangen-Höchstadt 

 

 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: SG42/063/2016 
 

Sachgebiet: SG 42 - Soziales Datum: 15.01.2016 
Bearbeitung: Paul Farschon AZ: 42 4011

 
 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Ausschuss für soziale 
Angelegenheiten 

26.01.2016 öffentliche Sitzung 

 
 
Rückforderung von Fördermitteln; Diakonieverein Eckental e.V. 
 
Anlagen: 
1 Schreiben des Diakonievereins Eckental e.V. vom 14.12.2015 
1 Bescheid vom 07.04.1999 
1 Bescheid vom 01.06.1999 
 
 
I. Sachverhalt: 
 
1. Hintergrund 
 
Der Landkreis Erlangen-Höchstadt hatte mit Bescheid vom 07.04.1999 für die Schaffung von 
6 Plätzen der Tagespflege im Pflegeheim des Diakonievereins Eckental einen Zuschuss auf 
Grundlage des AGPflegeVG i.H.v. 110.439,05 Euro (216.000 DM) bewilligt. Die 
Neuschaffung der Tagespflegeplätze wurde auch mit Fördermitteln des Freistaates Bayern 
bezuschusst. Die 6 Tagespflegeplätze waren am 03.03.2003 bezugsfertig. 
 
Mit Bescheid vom 01.06.1999 wurde zudem die Neuschaffung von 22 vollstationären 
Pflegeplätzen mit anteilig 253.089,49 Euro (495.000 DM) gefördert. Ein Zuschuss in gleicher 
Höhe wurde vom Markt Eckental gewährt. Die Neuschaffung der vollstationären Plätze 
wurde auch mit Fördermitteln des Freistaates Bayern bezuschusst. Die 22 vollstationären 
Plätze waren am 08.05.2000 bezugsfertig. 
 
In den Bescheiden des Landkreises wurde gemäß den damals geltenden Förderrichtlinien 
die Verpflichtung aufgenommen, die geförderten Plätze mindestens 30 Jahre ab 
Fertigstellung zum Zweck der Altenpflege zu nutzen. Folgende Formulierungen finden sich in 
den beigefügen Bescheiden: „Die geförderten Plätze sind mindestens 30 Jahre ab 
Fertigstellung für die Zwecke der Altenpflege zu nutzen. (…) Wird die Nutzung vor Ablauf der 
30-jährigen Bindungsfrist beendet, so ist für jedes vollendete Kalenderjahr ab dem 
Förderjahr 1/30 des Zuschusses je nicht mehr genutzten Pflegeplatz zurückzuzahlen.“ Eine 
Nutzungsänderung der geförderten Plätze muss dem Landkreis mindestens 3 Monate vorher 
angezeigt werden. 
 
Nach Mitteilung des Diakonievereins Eckental vom 02.10.215 steht das Diakonische 
Zentrum in der Bismarckstraße 20, Eckental, seit dem 08.03.2015 leer. Das Objekt wurde 
der Regierung von Mittelfranken zur Flüchtlingsunterbringung angeboten. Eine Nutzung 
entsprechend der Zweckbindung ist damit seit März 2015 nicht mehr gegeben und auch 



nicht mehr angedacht. 
 
2. Bewertung der Verwaltung 
 
Nach Abstimmung mit dem Kreisrechnungsprüfer hält die Verwaltung folgendes Vorgehen 
für sachgerecht: 
 
Der Landkreis ist gemäß den zwingenden Regelungen in den Bewilligungsbescheiden dem 
Grunde nach zur anteiligen Rückforderung der für einen Zeitraum von 30 Jahren 
zweckgebunden bewilligten Zuschüsse verpflichtet. Auch die Regierung von Mittelfranken 
hat bereits Rückforderungsbescheide erlassen.  
 
Für die Berechnung der Höhe des Rückforderungsbetrages ist von Bedeutung, von welcher 
Dauer der Bindungsfrist ausgegangen wird (dazu a), wann ihr Lauf beginnt (dazu b) und wie 
sich der Rückforderungszeitraum berechnet (dazu c). 
 
a) Dauer der Bindungsfrist 
 
Bei der Berechnung des Rückforderungsbetrages ist von einer Bindungsfrist von 30 Jahren 
auszugehen. Der Wortlaut der Bewilligungsbescheide des Landkreises ist insoweit eindeutig.  
 
Die Verwaltung hält es nicht für angezeigt, entsprechend dem Vorgehen der Regierung von 
Mittelfranken nur noch von einer Bindungsfrist von 25 Jahre, wie sie die aktuellen 
Förderrichtlinien vorsehen, auszugehen. Einerseits ist der Landkreis nicht an die Vorgaben 
der Bayerischen Haushaltsordnung gebunden, welche die Rechtsgrundlage für die 
Förderung der Regierung darstellt und andererseits liegt der Verkürzung durch die 
Regierung eine entsprechende Vorgabe des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit zugrunde. Die dadurch entstehenden 
Änderungen im Bereich des staatlichen Förderwesens führen nicht zu einer zwingenden 
Anpassung der Förderung des Landkreises, da dieser als kommunaler Fördergeber tätig 
wurde. Weiterhin ist zu beachten, dass durch die Verkürzung der Frist ein Bezugsfall für 
künftige Fälle geschaffen werden könnte und gleichzeitig dem Landkreis Gelder in nicht 
unbedeutender Höhe entgehen würden.  
 
Der entsprechenden Bitte des Diakonievereins, hier wie die Regierung von Mittelfranken 
vorzugehen, sollte daher aus Verwaltungssicht nicht entsprochen werden.  
 
b) Beginn des Laufes der Bindungsfrist 
 
Die dreißigjährige Bindungsfrist beginnt gemäß den Bescheiden mit der „Fertigstellung“  zu 
laufen.  
 
„Zugunsten“ des Diakonievereins werden die „Fertigstellung“ und damit der Beginn der 
dreißigjährigen Bindungsfrist mit der Bezugsfertigkeit angenommen.  Dass die tatsächliche 
Nutzungsaufnahme im Falle der Tagespflege wohl erst rund drei Jahre später erfolgte, ist 
unerheblich. Dies erscheint in Anbetracht des Förderzweckes und des 
Gesamtzusammenhanges sachgerecht und wird auch durch den Wortlaut der damaligen 
Förderrichtlinie gestützt.  
 
c) Berechnung des Rückforderungszeitraums 
 
Maßgeblich für die Berechnung des Zeitraums, für den zurückgefordert wird, ist die 
Auslegung der in den Bescheiden verwendeten, vom Wortsinn her nicht eindeutigen 
Begrifflichkeit „für jedes vollendete Kalenderjahr ab dem Förderjahr“.  
 
Zunächst ist davon auszugehen, dass mit „Förderjahr“ das Jahr des Bescheidserlasses 



gemeint ist und dass entsprechend dem Sinn der Zweckbindung für die Rückforderung die 
fehlenden vollen Jahre bis zum Ende der dreißigjährigen Bindungsfrist maßgeblich ist. 
 
d) Berechnung der Rückforderungssumme für die vollstationäre Pflege 
 
Davon ausgehend ergibt sich für die vollstationäre Pflege folgende Berechnung: 
 
Bescheid: vom 01.06.1999 
Summe: 253.089,49 € 
Eröffnung: 08.05.2000  
Ende der Nutzung: 08.03.2015 
 
Bindung: 30 Jahre 
Nutzungsjahre: 14 Jahre 
fehlende volle 
Nutzungsjahre: 

15 Jahre 

fehlender Anteil: 50 % 
  
Rückzahlung: 126.544,74 € 
 
Vergleichsbetrachtung: Bei Zugrundelegung einer Bindungsfrist von nur 25 Jahren würde 
sich ein Rückforderungsbetrag von 101.235,80 € ergeben. 
 
e) Berechnung der Rückforderungssumme für die Tagespflege 
 
Für die Tagespflege ergibt sich folgende Berechnung: 
 
Bescheid: vom 07.04.1999 
Summe: 110.439,05 € 
Eröffnung: 03.03.2003  
Ende der Nutzung: 08.03.2015 
 
Bindung: 30 Jahre 
Nutzungsjahre: 12 Jahre 
fehlende volle 
Nutzungsjahre: 

17 Jahre 

fehlender Anteil: 56,66 % 
  
Rückzahlung: 62.582,13 € 
  
Vergleichsbetrachtung: Bei Zugrundelegung einer Bindungsfrist von nur 25 Jahren würde 
sich ein Rückforderungsbetrag von 53.010,74 € ergeben. 
 
f) Verzinsung 
 
In den Bewilligungsbescheiden wurde für den Fall der Rückforderung von Fördermitteln 
festgelegt, dass die Rückforderungssumme bis zum Zahlungseingang mit jährlich 6 % zu 
verzinsen ist.  
 
Eine Änderung der Nutzung hätte den beiden Bescheiden entsprechend drei Monate vorher 
angezeigt werden müssen. Ein entsprechendes Schreiben des Diakonievereins Eckental 
e.V., in welchem das Betriebsende ab dem 08.03.2015 mitgeteilt wurde, ging jedoch erst am  
06.10.2015 ein. Aus Sicht der Verwaltung erschiene es rechtlich vertretbar, bereits ab 
diesem Zeitpunkt die entsprechenden Zinsen zu verlangen.  
 



g) Zusammenfassung 
 
Die Verwaltung schlägt insgesamt Folgendes vor: 
 
Die Rückforderung der Förderzuschüsse erfolgt für beide Bescheide (entsprechend dem 
Berechnungsmodell der Regierung von Mittelfranken, allerdings ausgehend von 30 Jahren 
Bindungsfrist) in folgender Höhe: 
 

- stationäre Pflegeplätze:  126.544,74 € 
 

- Tagespflegeplätze: 62.582,13 € 
 
Die Verzinsung erfolgt erstmalig ausgehend vom Erlass des Widerrufsbescheides und 
beginnt frühestens vier Wochen nach Bestandskraft eben jenes Bescheides. 
 
 
II. Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für soziale Angelegenheiten fasst folgenden Beschluss: 
 
Die Rückforderung der Förderzuschüsse erfolgt für beide Bescheide (entsprechend dem 
Berechnungsmodell der Regierung von Mittelfranken, allerdings ausgehend von 30 Jahren 
Bindungsfrist) in folgender Höhe: 
 

- stationäre Pflegeplätze:  126.544,75 € 
 

- Tagespflegeplätze: 62.582,39 € 
 
Die Verzinsung erfolgt erstmalig ausgehend vom Erlass der Widerrufsbescheide und beginnt 
frühestens vier Wochen nach Bestandskraft eben jenes Bescheides. 
 
 























Landkreis Erlangen-Höchstadt 

 

 

Informationsvorlage 
 

Vorlage Nr.: AL 4/029/2016 
 

Sachgebiet: Abteilung 4 - Umwelt und Soziales Datum: 26.01.2016 
Bearbeitung: Anne-Marie Müller AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Ausschuss für soziale 
Angelegenheiten 

26.01.2016 öffentliche Sitzung 

 
 
Antrag von Kreisrat Eitel vom 19.01.2016; Bericht über die Entwicklung und die 
Perspektiven der Flüchtlingsbetreuung im Landkreis Erlangen-Höchstadt 
 
Anlagen 
Schreiben von Herrn Kreisrat Eitel vom 19.01.2016 
Übersicht über die Zahlen der im Landkreis untergebrachten Asylbewerber/-innen 
Übersicht über die Höhe der Regelsätze  
 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Schreiben vom 19.01.2016 hat Herr Kreisrat Eitel um einen Bericht über die Entwicklung 
und die Perspektiven der Flüchtlingsbetreuung im Landkreis Erlangen-Höchstadt gebeten. 
 
Zu den aufgeworfenen Fragen wird Folgendes mitgeteilt: 
 
1. Entwicklung der Zahlen der im Landkreis untergebrachten Flüchtlinge  
 
vgl. Anlage 2. 
 
2. Personaleinsatz im Rahmen der Flüchtlingsbetreuung 
 
Insgesamt sind im Kreishaushalt 2016 für den Asylbereich 22 Stellen mit 
Personalaufwendungen in Höhe von 800.000 Euro vorgesehen. Hinzu kommen noch 
erhebliche Personal- und Sachaufwendungen für die weiteren mit der Asylverwaltung 
befassten Bereiche des Landratsamtes (z.B. Technische Abteilung mit Hochbauverwaltung, 
Bauordnung, Finanzen und Schulen, Kreiskasse), die nicht gesondert ausgewiesen werden. 
 
Im Sachgebiet Soziales stellt sich die aktuelle Situation wie folgt dar:  
 
Ab 11.01.2016 konnte die neu geschaffene Stelle einer Gruppenleitung für den gesamten 
Bereich Asyl (Akquise/Unterkunftsverwaltung; Leistungsgewährung) besetzt und der Bereich 
Asyl insgesamt personell aufgestockt werden: 
 
Ab Februar werden vier Verwaltungssachbearbeiter und vier Hausmeister des Landkreises 
für die Unterkunftsakquise und Unterkunftsverwaltung in den jeweils zugewiesenen 
Gemeinden zuständig sein. Für die Gewährung der Leistungen nach dem AsylbLG werden 
zunächst acht Sachbearbeiter/-innen eingesetzt. Der weitere Personalbedarf wird von der 



Entwicklung der Zugangszahlen abhängen. 
 

3. Entwicklung der Asylsozialarbeit 
 
In Übereinstimmung mit der ministeriellen Weisungslage zur staatlichen Förderung und 
gemäß den Beschlüssen des Ausschusses für soziale Angelegenheiten vom 10.10.2014 
(VorlageNr. AL4/003/2014) und vom 29.10.2015 (VorlageNr. SG 42/057/2015) haben die 
Wohlfahrtsverbände die Durchführung der Asylsozialberatung im Landkreis Erlangen-
Höchstadt übernommen. Der Landkreis fördert die Asylsozialberatung mit freiwilligen 
Zuschüssen zu den Sachkosten. 
 
Die Vertreter/-innen der Wohlfahrtsverbände werden in der Sitzung selbst zu ihren 
Planungen berichten. 

 
4. Stand der Migrationsberatung im Landkreis 
 
Die Migrationsberatung für die Stadt Erlangen und den Landkreis Erlangen-Höchstadt wird 
durch den AWO Kreisverband Erlangen-Höchstadt e. V. durchgeführt. Der Landkreis fördert 
die Migrationsberatung durch einen freiwilligen Zuschuss. 
 
In der Sitzung wird ein/e Vertreter/-in des AWO Kreisverband Erlangen-Höchstadt e. V. 
selbst zum eingesetzten Personal, den bisherigen Ergebnissen und den weiteren Planungen 
berichten. 

 
5. Leistungen an Asylbewerber 

 
Trotz andauernder Schwierigkeiten bei der Kontoeröffnung konnten mittlerweile ca. 60 % der 
im Landkreis untergebrachten Asylbewerber/-innen ein Konto eröffnen. 
 
Die Höhe der Leistungen ist beigefügter Tabelle zu entnehmen, die individuelle  Berechnung 
von den Einzelfallumständen abhängig. 
 
Aufgrund der hohen Zugänge von wöchentlich 60 Personen pro Woche Ende letzten Jahres 
waren die vorhandenen Kapazitäten im Sachgebiet Soziales vollständig mit der 
organisatorischen und praktischen Abwicklung gebunden. Die Erteilung der schriftlichen 
Bescheide wird nunmehr nachgeholt. 
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